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Druck und Verlag Isl. Ludwigs Buchdruckerei Rothe.
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werden bis Donners-
in der Geschäftsstelle

angenommen. Preis für die

sünfgespaltene Petitzeile 1,20 M.,
für außerhalb des Kreises Oels
:: Wohnende 1,50 Mk. :;
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Politt «i: Co. in Oels

Februar 1922 66. Sabrgang

Antiiiaher Teil.
A. Bekanntmachungen des Landrats
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Am 7. li‘ehrnar starb in Ulbersdorf

Herr einstens-nennt
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Betriebsinteress- äiäi’.
der Entsehlai’ene

Kreistagsmitglied, seit; 1891 auch Mitglied des
Kreisausschusses und. seit 1917 Kreiscieputier-
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Von 1873 bis 1919 war
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ter. Mit unermüdlicher Hingabe hat er in
all diesen Aemtern seine reiche Arbeitskraft,
sein. Wissen und seine Erfahrungen in den
Dienst des Kreises gestellt.

Die Verdienste, die er sich damit um den
Kreis Oels erworben "hat, werden bleibend sein,
wie sein Andenken, das der Kreis stets in
Ehren halten wird.
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Oe ls, den 8. Februar 1922.-
Die Vor-lagen des tirseistages vom 21. Januar d. \ s.

irgnrden wie folgt erledigt:
11.. Die Kreissgparkassens-5)isec"lssnuug für- das Gesexsäftssjahr

litttZO wurde in der vorgelegten Form festgestellt und den Rech-
unsngslesgern Entlastung erteilt. .

2. Auch die Jahresriechnnng der Rreist-drumnnalksasse sowie
der Nebensfonxdss siir das Rechnungsjahr 1920 wurde unter Er-
teilung der Entlastung des Rechnungslegers festgestellt

3. Die Reise-kosten und Tagegselder für die SlJiitsgslieder des
Kreistagies und des- Krieisaiusssschusses soiwie der übrigen Kreis-
tommissionen wurden erhöht.

4. Der Erlaß einer 'SEermattiisngiagebiibreworbnnng wurde
beschlossen « . -

5. Desgleichen wurde dem Erlaß einer Kreiswertzsnwaass-
steuesr-Ordnsnng zugesstimsmt

6. Als- Mitglised des Fimnzaussschsusses für. den
wurde der Kaufmann Weiß in Waibnsitz gewählt

7. Die Sthisedssmänsner nnd Stellvertreter wurden wieder-
gsewiihlt « .

8. Zu Amtssvovstesher-Stellsvertretern wurden gewählt:

3. Bezirk
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l. für den Bezirk Wahnitz der Breuusereioerwalter
Jerchel in Wahn-its

' Z» für den- Bezirk Pangan der Jnspektor T«h«iel-
Bang-an '

S). Von dem Vorschlsagsrechte bei Wiesderbesetznug dies er-
ledigten Landratsamtes beschi.ioß dies Kreistag Gebrauch zu
machen und schlug den tosunn Lan-drin ”Er. llusckell zum Land--
rat des Kreises Oel-s vor.

B e rlin, Den 6. Januar 1922.
an einer großen Anzahl Von Eingaben aus allen Pro-

Viuzen Von Behörden nnd non Organisationen der Land-wirt-
schaft ist bei mir beantragt worden, darauf hinzuwirken, daß
die ansallende Kleie aus dem Umlagegetreide den Komm-unal-
vcrbiänden höre. Den Das"; Umlagegetreide abliefernden Land--
wirten zu angemessenen Preisen überwies-en werde, um dadurch
der drohenden Futtemiittelnot abzushelfeny

Ich mache erneut darauf aufmerksam, daß die Kleie nach
Aufhebung der Zwangswsirtschaft (vsg-l. § 51. Ziffer 5 des Ge-
setze-s über die Regelung des Verkehrs mit Getreide vom 21.
Juni 1921 —- Reichsgsesetzblatt S. 787 -——) dem freien Handel-
überliassen worden ist, und daß sein-e Aenderung hierin während
der Geltungsdauer des Gesetzes nicht in Frage kommen kann.

Jsch mach-e ferner darauf aufmerksam, daß gemäß § 31 des
Gesetze-s über die Regelung des Verkehrs mit (betreibe a. a. L.
die Mehrzahl aller RommnnaIberbänDe ihren Bedarfsantieil
(ä 10. a. a. Q) in Getreide und nicht in Mehl erhält, so daß
für das Reich Kleie aus diesem Getreide nicht anfällt. Aus
diesem Grund-e sverfügt das Reich uur iiber geringe Vorräte an
Kleie, und es hat den Anschein, als- ob in weiten Kreisen stark
übertriebene Ansichten über die dem Reiche zur Verfügung
stehenden Bestände an Futtermitteln, insbesondere an Kleie,
herrschen Ich ersuche, die laudwirtsehastliehen Kreise dahin zu
informieren, daß die Bestände an Kleie für das Reich- nur
außerordentlich gering sind nnd daß die Ansarderuugen auf
Ueberweisuusg von Kleie nur zum geringen Teil Berücksichti-
gung finden können. .

Eine grundsätzliche kliückliieferung der aus dem Umlage:
getreiDe hergestellte-In Set-Die an Die .Laudwirte« im Verhältnis
zu ihren Umlagelsieferusugen ist, wie sich aus den vorangegan-
genen Ausführungen ergibt, nicht möglich-» da- das Reich nur
zum geringen Teile übserhauspt in den Besitz der aus diesem
Getreide anfallsendeus Kleie gelangt Auch wsiirde eines Maß-
nahme »der angeregten Art, die die Wiedereinrichtung der so-
eben erst aufgehobseneni Bewirtschaftung der Kleie bedeuten
würde, gerade der ivon der Landwirtschaft stets geforderten Ein-
fii!l)rnnsg der freien Wirtschaft für landswirtsschaftliche Erzeugnisse
und der-en Verarbeitungisproduktc zuwiderlaufen. Die Durch-.
fiihrung dieser beantragten Maßnahmen würd-e ——-- wie ange-
führt -———— nur auf dem Wege einer Gesetzesänderusngs möglich
sein, die zurzeit nicht angängig erscheint, da die Kleie, »die bei
Den Komsmunalverbiinden aus dem ihnen überwiesenen Ge-
treibe anfällt, der Verfügung der Kommunalverbände nicht ent-
zogen werden kann. - Die Zufiilhrunsg der aus dem Umlagess



getreisde der Reichsgetreidestelle ansallenden Wien-gen wär-den
aber selbst bei etwaiger Anerkennung der gsrnndsatzlichen Ruck-
lieferung der ‚Rileie außerordentlichen Schwierigkeiten begegnen,
Da diese Kleie zum größten Teil-e nicht in den Gsetreideuber-
schußge·bieten, sondern in »den Haucptvsersovgiingsgebieten anfallt,
wo die Auswahlungs des Getreides zur Sicherung der Brotvers
sorgng erfolgen muß. Dispositionen für seine Verteilung dieser
Kleie könnten nicht, wie die aii.fragen.-den- Stellen meinen, von
Den’ Kommunalverbänden« vorgenommen- werden, sondern sie
könnten nur Von einer zentralen Stelle, also von der Rei s-
getreidestelle erfolgen. Die Kommunalverbände würden ert ie
Unterverteiliing vornehmen nnd durchführen müssen. iese
Maßnahmen würd-en gleichbedeutend sein mit einer Wieder-
einführung der Zwangsbewirtschastung der Kleie. Die Reichs-
getreidestelle könnte diese Aufgabe nach dem vorgenommenen Ab-
bau nicht mehr erfüllen, da sie hierzu eines erheblich-en Til"vpa-
rats bedürfen würde. 0

Dem Wunsche weiter landwirtschaftlicher Kreise wie auch
Behörden wird aber im Umfange Der bestehenden Gesetzeslage,
soweit es sich um die in den Mühlen der Reischssgsetreidestelle
anfallende Kleie handelt, entsprochen werden, indem die Reichs-
getreidestselle ihre Liliühlen angetoiesen hat, Die bei ihnen an-
sallende Kleie in erster Linie an die Lsaiidwirte auf deren Wunsch
zu dem von der Reichsgetreidestselle festgesetzten Preise abzu-
gehen. Den gleichen Weg können die von der Reichsgetreide-
stelle mit Getreide belieferten Kommuiialsverbände bezüglich der
von ihnen mit der Ansmahlung des Umlagegetreides betrauten
Mühlen einschlagen und werden, soweit nicht dringendereaw
dere Interessen- im Einzelfalle zn berücksichtigen sind, hierzu
auch im Interesse ihrer Landwirtschaft bereit fein. ’

In ihrem Rundschreiben an die Mühlen Nr. 15 vom 29.
Dezember 1921 hat die Reichsgetreidestelle —- Geschäftsabteilung
—- Darauf aufmerksam gemacht, dalß die Landwirte sich bei der
Beschaffung der Kleie der Vermitt ung der landwirtschaftlichen
Genossenschaften bedienen können. Ich ersuche, die Landwirt-
schaftssbammern hierüber mit dem Anheimstellen auf-uklären,
mit den landwirtschaftlichen Genossenschaften dahin "hlung
zu nehmen, daß sie den Bezug der Kleie für die Landwirte aus
den Muhlsen der Reichs-getr-esidestelle vermitteln.

Zur unmittelbaren Linderung ‘Der »durch die Dürre ent-
standenen Futtermittelnot stehen deui Reich-e nur geringe Men-
ge»n Futtermittel zur Verfügung. In erster Linie die ans Rück-
standen früherer Ernte angefallen-e Kleie aus hochprozentig aus-
gemahlenem Getreide, welche zur Hälfte durch die Reichsstelle
sur Speisefsette zur anderen Hälfte durch die Länder bereits ver-
teilt istz Es ist mir bekannt, daß diese Kleie, da sie aus hoch-
prozentig aiisigemahlienem Getreide stammt und außerdem aus
Ruckstanden früherer Iahre herrührt, keine besonders gut-e Be-
schaffenheit aufweist, trotzdem wird in weiten Kreisen auch diese
filme gern. genommen werden. Die Bemängelung des zu hohen
Preises dieser Kleie habe ich als berechtigt anerkannt. Ich
habe erneut Vorstellungen- wegen des zu hohen Preises dieser
Kleie bei demHerrn Rieichsminister für Ernährung und Land-
wirtschaft erhoben, und der Herr Reich-sminister für Ernährung
und Land-wirtschaft hat daraufhin den Preis von 340 aß auf
260 alt herabgesetzt, wobei die übrigen, bereits mitgeteilten Be-
z»u.g-sb-edingungen in Kraft bleiben. Nähere Mitteilungen hier-
uber werden in Kürze ergehen.

Auch wegen der von zahlreichen Stellen als zu hoch bsemäm
gelten Preise von 300 all für die Kleie aus Umlagegetreide sind
von mir Vorstellungen beim Herrn Reichsminister für Er-
najhrnng nnd Landwirtschaft erhoben worden, die dazu geführt
haben, daß die Reichsgetreidestelle —- Geschäftsabteilung — in
ihrem Rusndschreiben Nr. 15 vom 29. Dezember 1921 den Preis
von 300 0% auf 260 c/lz herabgesetzt hat. Bei diesem Preise
muß es angesichts der heutigen Geldsverhältnisse sein Bewensdeii
behalten Dieser Preis erscheint auch gerechtfertigt, wenn be-
rücksichtigt wird, »daß die Reichsgetreidestelle bisher die Kleie zu
einem gegenüber dem Markt-preise gesenkten Preise abgegeben
hat, daß sich aber her-ausgestellt hat, daß die Innehaltusiig dieses
Preises nicht iiberwachit werd-en kann, und daß somit kein-e Ge-
währ dafür besteht, daß ein gesenkt-er Preis auch den Ver-
brauchern tatsächlich zugute kommt.

Fiir die näheren Preis-bestimmungen sind die Rundschsrei-
ben Nr. 12 nnd 15 Der Reichsgetreidestelle maßgebend. Der
Preis versteht sich bei der Neichsgetreidekleie ausschließlich Sack
frei Mühlen für den Doptpelzentner Die Mühlen- haben auf
den Rechnungen für die Käuser der Klieie zu bemerken, daß sie
die Ware namens nnd im Anftraae der Rieichsgetreidestelle ver-

 

29

Hausen Der im Rundiehreibesn Sie. .15 genannte Preis stir-
Kleie, Bollmehl und Na mehl von 260 6%, 350 M und 550 all
Darf nicht überschritten werden Die Umsatzsteuer von dein Ver-
iJaufssvreise zahlt die Reichsgetreidestelle.

Preußischer Staatskomxiisfar für Volksernährusng
, «. V.

Dr. H a. g e do r n. _
Oels, den« 9. Februar- 1922.

Die Ortsbehörden werden ersucht, vorstehende Bekannt-
machung zur- Kenntnis der Landwirte zu bringen«-.

Der Vorsitzende des Kreisausschusses.

Bres"lan, »den 19. Januar 1.922.
Abgabe zur Förderung des Wohiiungsbaues.

l. Bis zum 15. Februar 1.922 werd-en die zuständigen Era-
tasstserämter den Gemeinden und Gutsvorstäsnden die ,,Hebe-
rollen" zur Abgabe zur Förderung des Wohnungsbaues zuge en
lassen, ebenso wie alle bis dahin bearbeiteten »Verändernngen«
in Form von Zu- und Abgang-stiften

Unter Zuhilfenahme der Summa-bischen Muttervoxlleii sind
seitens der Gemeinde- und Giitssvorsteher die ,,H ebelisten«
aufzustellen ‚auf Grund deren die Erhebung der zur Staats-
kasse fließenden Abgabe und der Zuschläge erfolgen müssen. Da-
mit die rechtzeitige Erhebung der ,,Abgaibe« und der ,,Zuschlä-ge«
gesichert wird, haben die Gemeinde- und Gutsvorstände die
»He belist e n” unverzüglich aufzustellen, sobald die vor-
erwähnten Schrift-stücke ihnen von iden- zuständigen Katasters
Limtern angehen. Sollten die Vorstände noch weitere Weisun-
gens benötigen, so sind sie im Eins-vernehmen mit dem Kataster-
met unt-er Berücksichtigung der örtlichen nnd persönlichen Ver-
hältnisse zu erteilen.

2. a) Die als ,,A-bgab-e« zu« erhebenden Beträge (Reichs-
gesetz vom 26. Iuiii 1921, RGVl. 773 § .1.) fließen ins die
staats-fasse und werden später nach Den} vom Finanzminister
noch zu erlassenden Bestimmungen (vergl. nach-stehend Nr. 5 h)
von »den staatlichen Kreiskassen vereinnahmt werden.

b) Die als ,,.Z"1ischl—äigke« bezeichneten Geldbeträge (Reichs-
gesetz vom 26. Iiini 1921, RGBl. 773 § 6», Ver-ordnung des
Aliinisters für Volkswohl-Fahrt nnd Finanzen vom 22. November
1921 -.. Preuß. G.-S. eo. 549, Art. 6) sind seitens der Kreis-
kommnnalkassen zu erheben und zu verwalten.

3. Die nach dem 15. Februar 1922 bekannt werdenden,
für dass Rechnungsjahr 1921 noch in Betracht kommen-den Ver-
änderung-en, insonderheit die Ergebnisse des -Einspru·chsvser-
fahren-s werden später gleichfalls durch Zu- nnd Abgangslisten
mitgeteilt werden.

4. Rechtsmittelverfashren und Erstattungsantriäge.
Anträge, die sich gegen die Höhe der Zuschläge (Bekaunt-

machung Art. 2)», gegen die legabeipflicht (Rei«chsgesetz vom
2·6. Iuni 1921, RGEBL S. 773 § 3), gegen Verstöße und Irr-
tümer richten und Anträge auf Ermäßigung der Abgabe nnd
deren Erstattung Reichsgesetz § 10) finD beim zuständigen Kn-
tasteramte anzubringen-

5. sEisnziehung und Asbfiihruug der Abgabe
. a) Die Einziehniigs der Abgabe erfolgt nach Art. 3 Ab-

schnitt 2 Der Verordnung durchs die Gemeinde- und Guts-vor-
stiände, und zswar auch inden Fällen des Art. 6, in- Denen Die
Hebung und Verwendung der Abgabe anderen Verbänden über-
tragen ist.

Die Entschädigung für die Einziehuiig der staatlichen- Abs-
gabe durch die Gemeinden usw-. und durch die Guts-vorstände
solcher selbständigen Gutssbezirke, welche abgabepsflichtige Ge-
bäude von mehr als einem Eigentümer umfassen, wird hier-
mit bis aus weiteres auf 2 v. H. desjenigen jährlichen Abgabe-
Aiifkommenss, das an die Staatskasse abgeführt wird, festgesetzt.
Für das Rechsniingssjahr 1921 wird für die Mehrasrbeiten tbei
der erstmaligen Einziehung ein Zuschlag zu der festgesetzten Ents-
schädigung gewährt, Der 1 v. H. des Abgabe-Ausfkosminens in
der Zeit vom 1. 10. 21 bis 31; 3. 22 beträgt. Durch die Ent-·
schädigung nnd den einmaligen Zuschlag wer-»den alle Leistungen
der Gemeinden abgegolten, Die Durch Die Aufstellung Der Hebe-
liistsen nach den von der Fdatasstewerwaltung gelieferten Unter-
lagen, Durch Die Ausfertigiung unsd Zustellnng der Zashlungs-
anffordernngen einschließlich der Beschaffung der hierzu erfor-
derlichen Vordrucke, »durch die Stundungen, die Mehrkosten der
Zwasngstbeitrseibung usw. bedingt sind.

b) nr Entrichtnn - der Abgabe ist jeder in Der Gebäude-
steiierro e und hierman ins derHebeliste eingetragene Eigen-
tümer verpflichtet. Die Einziehung Der festggetzten Ab sbe
wird durch die Einleitung von Rechtsmitteln ni t aufwa ten.



e) Bei Gebäudebesitzungen, der-en Eigentum mehreren ge-
meinschaåtlich zusteht, haftet jeder Miteigentümer für den . nzen
auf die ebäudebesitzung entfallen-den Abgabebetrag unbe -chadet
seiner Rechtsansprüche den übrigen Mitesisgientümern gegen-über

d) Bei einer in Pacht oder Nießbrauch stehenden- Gebäude-
besitzunsg haft-et außer dem Eigentümer auch der Pächter oder
Nießbraucher für die während der Pacht- oder Nießbrauchzeit
fälligen Abgabesbeträge

e) Die Abgabe ist am 15. des zweiten Monats jedes
Vierteljahres fällig, erstmalig spätestens 14 Tage inachs Zuftel--
lusng (sverg.l. auch § 70 zu 3 ber Reichsabgkabenorduung) oder
Bekanntmachung der Zahlungsaufforderung Den Abgabepflisch-
tigsen ist es freigestellt, die Abgabe für das ganz-e Rechnungs-
jashr im Voraus zu zahlen-.

f) Jn Rückstand gebliebene Zahlungen werden nach Maß-
gabe der darüber.sbesteheusde1«t Vorschriften im Zwangswege besi-
getrieben. ·

g) Die Gemeinden usw. fükhsren die für den Staat sein-ge-
zogenen Abgabebetrsäge spätestens 14 Tage vor Ablan jedes
Vierteljahres an die zusstänsdisge Kreisikasse ab. Die sür 1921
eingezogenen Abgabebeträge sind in einer Summe bis zum 15.
März 1922 abzuführen

h) Die »den Gemeinden usw. zusstsehende Ei11.zieh11ngsge"bühr
(VI. 1. Abs. 2) kann aus die einzelnen Vierteljahresratens bei
Abführung an die Kreistasse verrechnet werden«
.. i) Wer-den Abgabebeträgex durch die zuständigen Kam-ster-
{unter Vstundeh so erhält die Gemeindekasse Nachricht. Die
fristgemaße Einzahlung der gestuindeten Beträge ist durch- die
Gemeindekasse zu überwachen Vson dem Ergebnisse der Ueber-
Wachung ist dem Katasteramte Mitteilung zu machen

6. Untervserteilung der Abgabe.
a) Jst ein abgabsepflichtigess Gebäude -verm·-ietet. so kanns der

Geibäuideeisgentümer auf Grund des § 9 Abs. 2 des Reichs-gesetzes
von den Mietern die Erstattung der Abgabe nach- dem Ver-
hältnisse verlangen, in dem der Nutzwert der ivon den Mietern
benutzt-en Räuime zu »dem Nutzungswert der gesamten Gebäu-de
steht. Als Nutzungswert für die Unterverteilung gilt der Frie-
densmietwert am 1. Juli 1914. Die Verteilung erfolgt durch
den Gebäudeei-gentümer, der hierbei zweckmäßig die etwa be-
stehende Mietervertretung zuziieshen und den« der ZahlungsauF
fordebuug asngefügten Vor-druck benutzen wird.

b) Der Gebäudeeigentümser gibt den Mietern »vor der erst-
malig-en Eiuzsiehung der Abgabe die von ihm vorgenommen-e
Verteilung bekannt und läßt durch Namenssuuterschrift (an ber
im Vordrucke hierfür vorgesehenen Stelle) die Richtigkeit der
Verteilung anerkennen Erkennen alle Mieter die Verteilung
an, so zieht »der Gebäudeeigentümer den fällig-en Absgabebetrag
ein und liefert ihn sofort an die Gemeindekasse ab. Sofern
trotz Anerkennung der Verteilung ein Mieter aus irgendwelchen
fJsünden nicht zahlt, ist wie unter VII, 4 am Schluß zu ver-

« ren.
c) Verweigert ein Mieter die Anerkennung, so unterläßt

der Gebäudeeigentümer vorläufig die Einzieihung und übergibt
die Verteilungsliste dem Katasteramte mit idem Antrage auf
Stuudung und auf Feststellung der Verteilung Dem Antrage
sind die zur Verteilung der Abgabe nötigen Unterlagen (Frie-
densmietverträge, Entscheidungen des Mieteinigungsamts und-
der.gl.) beizufügen Am Schlusse Oder Verteilunasliste hat der
Gebäude-e-igeutümer alsdann pflichtmäßig zu versicheru, dasz die
Verteilung allen Mitgliedern bekannt gemacht worden ist«

d) Das Katasteramt gibt die festgestellte Vertsesilsungsliste
idem Gebäudeeigentümer mit dem Vermerke zurück, daß die
Beteiligten gegen die Verteilung Beschwerde bei dem Re-
gierungspräsidenten binnen einem Monate nach Vsebaitntwerden
der Verteilung des Katasteramts einlegen können Durch die
Beschwerde wird die Zahlungsverpflichtung nicht aufgehalten
Der Gebäudeeigenstümer zieht nunmehr die Abgabebetriige von
den Mieter-n ein und liefert den Betrag soifosrt aiu die Gemeinde-
basfe ab. Verweigert ein Mieter die Zahlung des auf ihn
entfallenden Abgabebetrasgz so bermerkt der Giebiisudeeigentümer
dies in der Verteilungslisste und stellt sie der Gemeindekasse zu.
Diesk treibt die noch nicht gezahlten Beträge von den Mietern
im Zwangs-verfahren bei.

e) Für die Einziehung ider weiter-en Raten der Abgabe
bleibt die festgestellte Berteilungslifte maßgebend, solange keine
abweichende Entscheidung durch den Regierungspräsidenten ge-
troffen ist, oder Veränderungen des Grundstücks nicht eine er-
neute Verteilung bedingen

(Diie als: Wohnunsgsbauabigabe: Zahlungsaufforderungs be-
zeichneten Vordrucke find nach Vereinbarung mit dem Zentrals-
verband her Haus-«- und Grundbesitzer-W hergestellt und
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dugch die Buchhandlung Joh. Ibbecken ins Schglesiwig zu be-
«i-e- en.)
Ö 7. Stundng der Abg-abe. _

Anträge auf Stundung der Abgabe sind ebenfalls- beim zu-
ständigen- Katasteramtse anzubringen-.

Der Regieäungspräsidenr
A„y. .

gez- Postorsi _ - ,
O els, den 1. Februar 1922.

Vorsteheusde Verfügung bringe ich hiermit zur Kenntnis
der Gemeindevorstünde und Herren Guts-verstehen

Auf die Bekanntmachuug betreffend Abgabe zur Förde-
rung des Wohnungsbaues vom 11. Januar d. J. (Kr-eisblatt
S. 9/10) nehm-e ich bezug.

Die Ortsbehörden hab-en sogleich nach Aufstellung der Hebe-
liftsen die Zahlungspflichtigen zur Zahlung der Abgabe und der
Zuschläge aufzufordern Die Aufforderung erfolgt am ein-
fachften durch ortsübliche Bekanntmachung, in welch-er Bestim-
mungen über Zahslu«ugstermin, Ort der Hebung, Anslegen der
Hebelistens usw. aufzunehmen sein werden. Abgabe und Zu-
schläge sind erstmalig für die Zeit vom 1. Oktober 1921 bis
31. März 1922 fällig. Die Abgabebeträge sind von den
Orts-behörden bis 15, März d. J. an die Kre i ska s s e abzu-
füåhrem während die in- gleicher Höh-e zu erheben-den Zu -
s ch l ä g e bis zum gleichen Zeitpunkt ans die K r e i s f o m m u -
n a lt a s s e abzufüxhsrens sind-.

Der Borsitzende des Kreisausschufses.

L. I. 859. O els, den 9. Februar 1922.
Die Handwerksskammier für den Regierungsbezirk Breslau

hast die Wahrnehmung gemacht, daß eine große Anzahl von
Lehrlingen sich nach Abschluß »der Lehrzeit der Gesellenprüfnng
nicht unter-zieht Diese Erscheinung ist umso auffällig-er, als
einerseits die Prüfungssgebührens nur gering sind — Hsöchistbsetrag
15 Mk» bei den meisten Junungeu jedoch wenig-er ——, unb
indererseits dem Lehrling aus der Ablesgung der Prüfung man-
herbei und nicht tin-erhebliche Vorteile erwachsenso zum Bei-«
spiel hinsichtlich der späteren Befugnis zur Anleitung von Lehr-
ringen (§s129 Absatz 1 der Gewerbeorsdsnung), hinsichtlich der
Ablegng der Meistersprüfung (ä 133 ber Gewerbeordnung), hin-
sichtlich der Teilnahme an den Geschäften der Zwangsiunung,
soweit die Regelung des Lehrlingswsesens in Frage kommt
"ä 109 r Absatz 2 der Gewerbeordnung) und hinsichtlich der
Wählbarkeit zum Gesellenausschuß der Handwerkskammer
’S 103 i der· Gewerbeordnung). Außerdem erhalten geprüfte
Gesellen eine wesentlich besser-e Entlohnng als ungeprüfte
Arbeitser. .

Jch weise die Lehrlinge ausdrücklich darauf hin-, daß es in
ihrem eigenen Interesse li-e-gt,-si-ch der Gesellen-prü:fung zu unter-
ziehen Die Jnnungen und dsie Lehrherren mach-e ich dar-aus
infinserksant, daß sie gemäß § 131 e der Gewerbeordnung ver-
vflichtet sind, die Lehrlinge zur Gesellenprüfung anzuhalten-, daß
die Lehrherren bei Zuwiderhandlungen sich nach S 148 Abs. 1
Ziffer 9 a. a. O. ftrafbar machen und daß ihnen schließlich nach
§ 126a Abs. 1 die Befugnis zum Halten- aber zur Anleitung
von Lehrlingen ganz oder auf Zeit entzogen werden kann, wenn-
sie sich wiederholt ein-er Pflichtverletzung dieser Art gegen-über
den ihnen anvertrauter-i Lehrlingen schuldig machen

Oel s, den 8. Februair 1922.
Selbständige Bmierngüter und Lehnstelleu,

die von Eigentümern gross-er Güter aufgekauft word-en sind.
Nach § 16 des R. S G. vom 11. August 1919 — Reichs-

gesetzblatt S 1429 —·- sollen die Landlieserungssverbände u. a.
vorzugsweise solch-e Teile der großen Güter, und zwar in sach-
gemäßer Abgrenuiug und mit den dazu gehörig-en- Gebäuden,
erwerben-, die früher selbständige Bauerugüter oder Land-stellen
waren und in den- letzten 30 Jahren vor dem Inkrafttreten
des Rseichsssiedelungssgesetzes von Eigentümern der großen Güter
aufgebauft worden sind, .

Der Herr Minister für Landwirtschaft, Domänseu und
Forsten legt daher im Interesse der Förderng des Siesdlu·ngs-
wesens nach wie bor auf die Feststellung der ehemals selbstän-
digen Bauerngüter und Laudstellen und ihre Nutzbarmachung

 

für die Siedlung besonderen Wert» -
Ich ersuche daher die Gemeinde-verstünde. Grundstücke dieser

Art, die seit dem 1-8. November 1889 von Eigentümern großer
Güter angebauft sind, zu ermitteln und mir eine in allen
Spalten genau ausgefüllte Nachweisung darüber nach dem nach-
steh-enden Vordruck bestimmt bis zum 20. d. M. einzureichen
JWige ist bei M “einem erforderlich
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Bei etwaigen Grundsstiicksankä·ufen»sder gebuchten Art inner-

halb der Gutsbsezsirkse ersuche ich Die. Herrenndustsborsteher In-

der gleichen Weise zu berichten, nne die·Genteinsdevorstande.

Bei den Gütern sisnd jedoch Fehlanzeigen ruscht erforderlich

Der Vorsitzende des Kreisausschusses.

——-—.------

Osels, den E). Februar 1922.
Diejeniieens Herren Llnitstvorstehey die mit der Erledigung

der Verfügung vom 6. Februar 1905 — er. 131 —— betreffend
Nachweisung der im Vor-fahre aus-gefertigten Gewierbele-git1-
mationstkarten noch im Rückstande sind, werden an die schlen-
nige Erledigung erinnert.

—__—_—.._.———

ś L. n. ist-. _ O e 11 »den 9. Februar 19--22.
Renfestsetiung der Anrechnungswerte der Naturalbeziige

der Volksschnllehrer. «

Der »Herr Tlttinister fiir Wissenschaft, Kunst und Volksbil-
dung hat in dem Erlaß vom 11. August 1921 -«——— U. III. 16‘:
Nr. 2869 -—— eine amtlich-e Neusestsetzung der Anrerlninngswerte
der Natursalbeziiige der Volksschullehrer angeordnet Danach
sind die Aureehnnngswerte der Naturalbeziige der Volksschul?-
lehrer nach § 17 Abs. ödes 23. D-G. allgemein neu festzu-
setzen, da eine erheblich-e Aenderung der Der bisherigen Fest-
setzung zugrnnideliegenden tatsächlichen· Verhältnisse einge-
treten ist. ·

Bei der Frage, was als »angemessen« bei der Bewertung
der Naturalleistungen anzunehmen ist, muß zunächst davon ans-
gegangen werden, daß der Lehrer mit Naturalbeziigens in seinem
gesamten Diensteinkommen im allgemeinen- nicht besser stehen
soll, als ein Lehrer ohne Tltatnralbeziige

· Darauf ergibt sich, daß als Anrechnnngswerte nur »die tat-
sächlich-en Sirttziingswertsg die die Nntzungsleistungen unter Zu-
grundselesgmig der in der betreffenden Gegend üblichen Dur-eb-
schnittspreise in Der heutigen und voranssichtlich mindestens in
Der nächsten Zeit haben in Betracht kommen können.

Dabei ist bei Naturalien, die nur der Gattung nach be-
stimmt sind, sofern im Einzelfalle über Die Qualität des zu
Lieferuden nichts bestimmt ist, mittlere Art und Güte zugrunde-
zulegen (««5-gl. Entscheidung des O. 23. G. vom 14. Notbember
1.9lj)5, Zentralblatt s. D. U. V.190l3 S 383.) Soweit es sich
um Landnutzusug handelt, ist zu berücksichtigen, daß der Lehrer
der Bewirtschaftung des Landes seine Zeit nur neben-bei widmen
kann undauch fiir seine darauf aufgewendet-e Tätigkeit einen
über den« Anrechnungswert hinausgehenden Mehrerlös erwarten
kann. .

Die alten Anrechnunsgswerte eins-ach nach Prozentsätzen zu
erhöhen, ist nicht gerechtfertigt -

Bei den Diensstlänidiereien hat sich dass Abschätzungsversashren
auf alle Grimdstiicke (ohne Den Hausgartem zu erstrecken, bei
denen unzweifelhaft das Eigentum der Schule feststeht.

Als Anhalt fiir die Bewertung des Brennholzdeputats gilt
der in der nächsten Oberförsterei erzielte Viersteigerungsldursch-
sehnittspreis zwei Der abgelaufenen Wirtschaftsjahre. Da sdie
Holzpreise dauernd steigenkz ergibt dies sich-er einem {nicht zu
hohen Wert. Die Preise sind ’bei Der nächsten-s Oberförsterei
zu erfragen.

Ta; Abschätznngsverfiahren wird zweckmäßig in ähnlicher
Weise stattzufinden haben wie bei der kürzlich erfolgten Neu-
festsetzuug der Anrechnungswerte Tder Lehrerdienstwohnungen.
Zu diesem Zwecke wird jeder Lehrer, welcher {ich jetzt noch im
Genuß von Naturalbeziigen, sesi es Dieusst·liand, Getr-ei-dedeputat,
Kartoffeln. Brennholz und ähnliches, befindet, in der für ihn
bestimmten Spalte des nach-stehend abgedruckten Formulars seine
Schätzung einzutragen haben. Darauf ist das Formnlsar dem
Sehrilsvorstxanid behufs Anssiillung der ifiir ihn bestimmten
Spalte-n weiterzugeben- Letzterer hat es alsdann bis spätestens
zum 25. D. M. ain mich einzureichen .

Die Schuslsvorstände des Kreises ersuche ich, Die, in Frage
komm-endete Herren- Lehrer ihre-s Bezirks von Vorssteshensdsem so-·
fort in Kenntnis zu {eigen Ich muß ferner die bestimmte Er-
wartung aussprechen-, daß die Schätzungen zum festgesetzten Ter-
nein ansch- sämtlich in meinen- Häsnden sind, damit seinerseits »die
mir von der Fliegierung gestellte Frist inne-gehalten werden kann
und n. a. unnötige Eriunserungen vermieden werden. " 
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Vf d. M. d. J. b. '10. Januar 192:?- -—--— II D 4156 —-
betr. Angabe des Religionsbeltenntuisscs bei polizeilichen

Meldung-en
Nach dem Ergebnis der von mir veranlaßten Umsfrage

wird die Angabe des klieligioussietkenutuisses in den für Reisende
vorgesehenen Ab- und Anmeldeformularen und in den Frem-
denbiichern nur noch- iu wenigen Orten verlangt. Auch ihiser
werde ich Anweisung ergehen- lassen, daß dies künftig nicht
mehr geschieht

Soweit es sieh indessen unt «j,..iersouen. handelt, die an einem
Ort dauernd ·:)lufeuthalt nelnnen, ist« die Angabe des Religion-s-
luskeuntusisses ulichtig uud notwendig. Diese Bestimmung steht
nicht im Widerspruch zu Art. 136 der Reichsverfassuug ("Re«ichs-
gesetzblatt 1.919 S. 1383), da uachAbsatz 3 »die Behörden so
weit das Recht haben, nach der Zugehsörigkeit zu einer Reli-
gionsgesellschaft zu fragen, als das-von Rechte und Pflichten ab-
hängen, 3. B. bei der Einschulung von Kindern in eine B--
teuutnissehule, bei einer Vormuudsbestellung, beim Gefängnis-
wesen,, bei der Veraulagnug zur Kirchensteuer usw.

An den Zentralvseresin deutscher Staatsbürger jiidischeu
lszlaubeus

:z:

L. 1.652. « Oels, den 7. Februar 1922.
_ Vorstehsenden Ministerialerlaß bringe ich den Ortspolizei-

behörden des Kreises zur Kenntniss und Beachtung

O sls, deu- 7. Februar lU-·--.):3.
Unter Bezug-mahnte auf den Erlaß des Herrn klitinisters

des annern II D. 1.376 vom- 2. September 1921 (f. Jllinisterial-
blatt. f. d. Pr. Jun. Verwaltung S. 29:1) wird folgendes an-
geordnet:

l. Zur Wahrung der Cinhseit«l-ich'-teit in der Bearbeitung aller
Luftver«kel)rs- und l1cftpolizeijsichen Fragen sind alle Auge-
lsegen.heit«eu, die die Lusstsiahrt betreffen-, unt-er Stellung-
nahme zur Weiterbehandtluug mir zuzukleiten

2. Die- Orts-, OrtspolizeilbehördM und die Herren Landjäger
haben jede .·.Zandung eine-s Luftfiathrzeitig-es »außerhalb eines
von L iftfahrtiisberwaeh·u«us.3.sbeamten über-wachten Flug-
plailzes mir unverzüglich ansznzeigen.

:‚. Die Herren Land-jäger ersuchie ich, auf Luftsahrzeuge zu
achten. Sind solche gesichtet, so ist über Gattung (Ruft:
schiff, Freiballon F«lu-g»-zeug, Eiiusdecket.·, Dospspse«sdeclsefr«), Ort,
Flugrichtnng und Zeit smumsarisch zum .10. nnd 2i’. jeden
Monats, erstmalig zum 25. Februar 192·:2, hierüber an
mich zu berichten-. ’ -
Fehlauzeige ist nicht erforderlich

. Die Flulgwaehen (z. 3l«. sind solche auf den Flugpslsäbeu
Hundssel-d, lstruningen bei Briiesg-, ..,«-artsasu bei Hirschbersgi sind
ausschl. dem Herrn Osberprsäsidentlen der Provinz kliiederschslesien
mscterstellt Vonl ihm sind jedoch die zuständigen Polizei-
verwalter, in deren Bereich sich Flugpslsähe befinden, ermäch-
tigt, die Führ-er- dieser Wachen zur Hilfeleisstsuug auch iu and-even
Pollizseiznusigen anzugehen. Diese sind angewiesen, einem solchen
Ersuchen zu entsprechen, soweit ihr Sonderdienst solches »ge-
statt-et. Von einer stattgeifsundeuen Verwendung der Beamten-
außerhalb ihres Sosiisderdieulstses ist mir jedesmal zur Weiter
gab-e an den« Herrn Obserprsälsideuten kurz zu- berichten-.

["1'77'1' » . _ » O Els-, den 3. Februar 1922.
Ps. d. M. D. J. v. 21,. '1. 19'223 ——— IV E Jlli ——-—

betr. Paßwefcn
l. Izu Fioustantinoipeh Sofia und Belgrad werden nicht-

litauischeu Staatsangehörigen Pässe zur Reise nach Litauens ans-·
gestellt, die dieUutersrhrislen von Vertretern »der in jenen
Städten selbständig gebildeten litauischen Komitees bszw von
Pseudo-Bevollmächtigten tragen. Die deutschen -Sicl)-tvermerks-
behörden dürfen Pässe oder irgendwelche Ausweise der- ser-
wähnt-en Vertretungen und Komitees bis auf weiteres nicht vi-
sieren-, sofern sie nicht die Unterschrift des Herrn Sidzilattsski1s.
litianischen lsjesehäftsträgers in der Schweiz, tragen.

’11. Die Best. Ziff..l des Rundserl v. 2. 8. 1.921- (im. Bli.
V. S. 280) betreffend den- Pasz- und Sichltvermerkszwang im
allgemein-en Reiseberllehr zwischen Deutschland und dem Mut-tel-
land, gegen die lvon vielen Reisen-den noch immer. verstoßen
wird, bringe ich zur genauesten Beachtung in Erinnerung Für
etwaige aus unzutreffender samtlsicher Belehrung des Publi-
kums den Reisen-den erwachsende Schädeu können die betreffen-
den Diieuiststellen haftbar gemacht werden.

III. Der Rat der ruf-fischen- Volkskommissarie lhat in Ab-
schaffung aller früh-er her-ausgegebenen Regeln und Verordnun-

 

gen über die Einreisie aus dem Auslande in das Tserriitorium
der R. S. F. S R. folgendes bestimmt: h

.1. Die Einreise in das Territoriuur der R. S. F. S. R.
wird nur auf besondere Genehmigungen, die in Gestalt eines
Visnms auf dem Paß von den bevollmächtigten Vertretern
Rußlands im Auslande erteilt werben, gestattet. Falls der zur
Einreise zu visiereucde Paß nicht mit einem Lichtbild versehen
ist, ist letzter-es dem Visnm beizufügen-. ś

2. Personen, die eine Genehmigung zur Ein-reise nach Nuß-
lsand erhalten wollen, reichen- dem bevollmächtigten Vertreter
der R. S. 3. S. R. hierüber ein Gesuch ein unter Beifügung
der ‚Stimmen von Personaldokumenten, die in ihrem Besitz sind,
und eines Fra.ge«"bosgen»s, dessen Form vom Volkskommissartat
des Ausswärtigeni ausgearbeitet ist.

Z. Personen, die auf dem Terriloriutn irgend-einer anderen
Ssowjetrepublik unt-er Beachtung der gesetzlichen Vorschriften ein-
getroffen sind nud von dort aus in das Territorium der R. S.
F. S. R. reisen wollen, werden« von der Verpflichtung, sich mit
der im Artikel 1 erwähnten Genehmigung zu versehen, nicht
befreit.

l. Personen, die aus dem Auslande oder aus seiner anderen-
Sowjetrepublik oshue die in- Nr 1 erwähnte Genehmigung auf
irgend-eine Weise in das Territorium der R. S. F. S. R. ein-
gedrungen find, werden von den Behörden, die sie entdeckt haben,
dem zuständigen Volksgericht unter Beteiligung von Beisitzern
b»zw. dem Gerichte des Revolutioustribunals überwiesen und
werden nach dem Urteil der letzteren einer Frei«h-eitsstrafe, ge-
mäß dem Dekret vom 21. März-, betreffen-d Freiheitsstrafen nnd
Ordnung der bedingt vorfristigen Befreiung des Verhafteten,
unterworfen

5. Die bevollmächtigten Vertreter der R. S. F. S. R. im
Auslande haben Maß-nahmen zur weitesten Jusormieruug der
Bevölkerung des Aufenthaltslandes über diese Verordnung zu
treffen.

IV. Unter Bezugnahme auf dies Runderl. v. 23. 9. 1921
—— IV C 1566 2 (am. Bl. i. V. S. 323) Ziff. VI und v. 15. 11.
1921 ---— IV E 1616 (nicht veröffentlicht) weise ichan das Ge-.
biihreuges f. die Auslatidsssbehörden vom 1. 7. 1921 (Reichsge-
setzblalt S. 815 ff.) bin.

Die von den deutsch-en Vertretungens zu erheben-den Sieht-—-
vermerksgebüshren sind unt-er Nr. 1.7 des Tarifs ausgeführt
Aus Grund des letzten- Absalzses der Tarifnummer 17 können
aber von Aus-ländern, deren Heimatstadt von deutschen Reisen-
den höhere Sichtvermerksgebsiihsreu erhebt als die deutschen Sätze,
als Gegenseitigkeitsgebühr die höheren Sätze eingezogen werden.
Als Unterlage für die Berechnung-en der deutsch-en Auslandssbe-·
hördeu gelten im allgemeinen die von den fremdländsischen Ver-
tretuugeu in Berlin von Reichsangehörigsen erhob-euere Ge-
büshren Eine lieb-ersieht dieser Gebührenbeträgse«, die aus Rezi-
vrozitätsgriinden auch bei der Psaßstelle des Aus-wärtigen Amts
in Berlin im Monat Januar 1922 zur Erhebung gefangen,
wird nachstehend veröffentlicht Der Gleich-u-iäßsigkeit wegen
empfiehlt es sich, daß bei den Sichtlvermserksbehörden diese- Sätze
ebensallsi zur Einziehnng gelangen. Die Gebühsreuzusammen-
stelluug wird am Anfang eines seiden Monats- nen ausgestellt
und veröffentlicht werd-eu. «

, Ich bemerke noc"h·., daß die im Tarif ausgeführten Mart-
betrage nur den« Gebiihrensatz in Gebüshrenmark darstellen. Da
die lsisebsiihreu der Ausslaudsbehörden nach- ä 3 Abs. 2 des Ge-
setzes in de Währung desjenigen Landes zu entrichten sind, in
welchem die erheben-de Behörde ihren »Sitz bat, werden die Sätie
nach fest-stel·)e1«ideu, der alten Goldspsarität entsprechen-den Umrechii
unngslursen in die freute-e Landeswährnug übertragen und ge-
langen mit den auf diese Weise errechsueten Gegenwert-eu- zur
Erhebung, z. B.

in Holland
lsll c/// 2 l3,«-s—- Tel. (l()() 0/// 2 lit) Fl)
15 c//h/ ::_ 9,—----- Fl.

in der Schweiz
10 „I. :::: 12.5l) Ils. 11111) c// :’_“

« 15 c// :_: 11357!; Ils-

iu Stauditntvieu .
10 .‚I/ 2 8,90 ‚Sir. (1111) (/1 2 112,50 Kr.) .

· 15 c/// 2 13,50 Kr. 1 ṅ
\". Vaßerleichsternsngeux für Holthau—fleute. · Mit Rücksicht auf

die Iliotwendigteit einer schnellen gegenseitigen Verständigung
zwischen den deutschen und polnischem Hoslzksaufleuten shat das
politische Tlliinisterinm des ehemaligen preußischen Teilgediets
in Poseu die Wojewodschaften Posen und Pomerellenangr-
wies-eu, Anträge vvon Holzhauflenten —- sei es auf Genehmigung
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Bekanntmachung.
Auf Grund der ab l. Januar d.J .in der Landwirtschaft allgemein eingetretenen Lohnerhöhung greift für die Kranken

versicherng naturgemäß eine neue Lohnstusenznteilnng Platz nnd geben wir hiermit nachstehend die ab 29 Januar d. J»».
geltenden Lohnstufenzuteilnngen unter :,ngrnndelegung de« nenen oohntarifes bekitmnt

Lohnstufenzuteilung.
l. 1?tir G-rofzbrtrkcbe.

Vorn l. ÖCbllIüldJHab geltende Uohnstnfenznteilung

Jahres-

 

   
 

 

‚ » . — arbeits- sp« . _ „1,a. Maus-lich- zserstchrrte 1111010111 eeilnnar Mar»

.11

1. Gutshandwerker aller Art Böogte, Schaffen Llnfseher und 3111011111616:-
lente . . . . . . . . . . . . 15zs»00,.00

bis
15698,?5 X 20,25 Mk. X. 20,25 Mk.

2. Verheiratete Ackerfntscher, Lohngärtner nnd Arbeiter . . . . . . . . 140()0,00 .
· bis

14:")0l.),00 IX 18,00 „ IX 18,00 „
3. Unverheiratete Ackerkntscher, Lohngärtner, Arbeiter nnd Hanssiihne iiber

20 Jahre . . . . . . . . . . . same-Ja VI ‚11,25 „ VII 13,50 „
4. Jüngere 1100100111110 ‚yreiarbeiter nnd Haussiihne von

18-—2080111011.....................0381,00
bis .

0948,20 v 0,00 „ v1 11,25 „
17--—18581‘30 V0‚00„ V1100,
‚15.——17 „.....................1679,40

bis , _ h
· 5246,60 1V 0,75 » v 9,00 »

1—1—-—1-«» » . . . . . . . . . . . . . ·. . . . . . . . 1395,80 IV 11,75 „ IV 0,75 „

b. Zweit-linke Versichert- .

5. Vollarbeitsfähige Stallfrauen nnd Stallmägde . . . . . . . . . . 8000,00 VII 11,2) » VI 11,25 „
1-5. Vollarbeitsfähige Gutswitwen . . . . . . . . . . . . . 6622,80 V 0,00 „ V.I 11,25 „
7. Deputantenfrauen. . . . . . . . 23233,50 III 1,50 „ IV 6,75 „
8. Unoerheiratete vollwertige Arbeiterinnen iiber 10 Jahre .- . . . . -1-821, 10

bis
· 5530,20 IV 0,75 „ - v 0,00 »

9. Jugendliche Arbeiterinnen von 14———1"6 Jahren . . . . . . . . 39Z9,40
Is

‚1-254,00 1V 11,75 » 1V 11,75 „

ll. Für härtern-he ers-triebe
Vom 1. Februard. Js. abgeltende Lohnstnfenznteilimg

« Jahres-

" « 1111106.— L 1I11'111 e Wocl en-Beitraa. Mamtlirhc Bier-sichern 11110111111 1) 1 f 1 g

»r-

1. Verheiratete Ackerkntscher, Lohngärtner und Arbeiter . . . . . . . . 14 000,00 bis »
1450000 1h 18,00 Mark .

2. Unverhenatete auf das Jahrgemietete vollwertigeLandarbeiter uber18Jahre 5920,00 bis «
6320,00 V Mo »

2-3. Jäere vollwertige Landarbeiter von 14———.1.8 Jahren . . . . . . . 4620,00 bis »
· « . 5520,00 IV 0,75 »

b. Weibliche Versichert- . .

4. Deputantensrauen . . 3233s50 III 4150 „
5. Unverheiratete, auf das 301117.gemietete, vollwertige Landarbeiterinnen .- ·

über 19 Jahre. . . . . . . . . . . . . . . . 0840,00 bis-
632000. V 9,00 „

6. Jüngere, vollwertige Arbeiterinnen von 14—.19 Jahren . . . . . ._ . 4470,00 bis .
« . 5660,00 IV 0,75 „    
Es wird ersucht, die Versicherten von vorstehenden Festsetzungen in Kenntnis nsetzen

Die Herren Gemeindevorsteher werden gebeten, vorstehende Lohnstufenzuteilung zan ortsiiblirhe Weise bekannt zu ge ben.

Oels, den 2. Februar 1922

Landkrankenkasse für den Kreis Oels.
Der Vorstand-.

Dr. Krüger, Vorsitzenden


